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ZURÜCK IN DIE ZUKUNFT: 
 2023, DAS JAHR DER UMSETZUNG 

Das Jahr 2022 hat die deutsche, europäische und internationa-
le Energiepolitik nachhaltig geprägt und wegweisend verändert. 
Der russische Angriff auf die Ukraine machte im vergangenen Jahr 
ordnungspolitische Eingriffe der Bundesregierung notwendig, der 
neue Krisenmodus löste die klima- und energiepolitischen Trans-
formationspläne der Bundesregierung zum Teil ab. Thüga begrüßt 
das entschlossene Vorgehen der Bundesregierung, um den Indust-
riestandort Deutschland und die Bürgerinnen und Bürger vor den 
ökonomischen und versorgungstechnischen Folgen des Krieges 
zu schützen. Während die Politik dieser Krisenbewältigung viel 
Zeit und Aufmerksamkeit geschenkt hat, rückten bereits existie-
rende Zielbilder und -werte zwangsläufig etwas in den Hinter-
grund. Die vielfältigen, staatlichen Interventionen geben die in 
der akuten Krise notwendige Sicherheit. Gleichzeitig blickt die 
Thüga optimistisch auf das Jahr 2023, das wieder von einer wett-
bewerbsorientierten Energiepolitik mit Blick auf die Erreichung 
der Ziele geprägt sein muss. Dass Deutschland in der Lage ist, 
integrale energiepolitische Projekte zielstrebig, praxisorientiert 
und zügig umzusetzen, haben die Bundesregierung, die zustän-
digen Behörden und die beteiligten Unternehmen beim Bau und 
der Inbetriebnahme der LNG-Terminals in Wilhelmshaven und 
Brunsbüttel bewiesen. Bundeskanzler Olaf Scholz sprach in die-
sem Kontext von der neuen „Deutschland-Geschwindigkeit“. 
Beim Weltwirtschaftsforum in Davos im Januar 2023 rief er diese 
als neuen Standard aus, an dem sich die Politik messen lassen wol-
le. Dieses Impulspapier wirft einen Blick auf die zentralen energie-
politischen Herausforderungen, die aus Sicht der Thüga AG jetzt 
wichtig sind.

Impulspapier der Thüga Aktiengesellschaft

Januar 2023

Vom energiepolitischen Dreieck  
zum Viereck 
Dabei darf ein wichtiger Aspekt nicht außer Acht gelassen werden: 
Neben dem Klimaschutz und der Wirtschaftlichkeit sind 2022 vor 
allem die Versorgungssicherheit und die Umsetzbarkeit für Politik 
und Gesellschaft entscheidend geworden – und werden es auch über 
die nächsten Jahre bleiben. Trotzdem gilt es, staatliche Eingriffe in den 
Markt zu minimieren. Statt detaillierter Vorschriften braucht es einen 
übergeordneten Rahmen, der dem Ziel einer dezentralen Energie-
wende gerecht wird, den lokalen und regionalen Gegebenheiten die 
notwendige Flexibilität einräumt und Anreize für Investitionen schafft. 
Nur so erhält der Ausbau der Erneuerbaren Energien den notwendi-
gen Antrieb. Zugleich muss Klimaschutz im zukünftigen Wirtschaften 
eine elementare Rolle spielen. Dekarbonisierung ist inzwischen eine 
Frage der Energieunabhängigkeit und Versorgungssicherheit geworden. 
Und der internationale Wettbewerb legt bereits los: Das umfangreiche 
Investitionsprogramm der USA in alternative Energien, klimaneutrale 
Prozesse und Produktionsweisen gibt die Richtung vor. Deutschland 
und Europa müssen hier gleichermaßen technologieoffene Innovatio-
nen vorantreiben – und deutlich besser in der Umsetzung werden. 
Kurz gesagt: 2022 war das Jahr der Krisenbewältigung, 2023 
muss das Jahr der Umsetzung werden.

Klimaschutz Umsetzbarkeit

WirtschaftlichkeitVersorgungssicherheit
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Stadtwerke als Fundament für  
das Energiesystem der Zukunft 
Die Stadtwerke und kommunalen Energieversorger werden weiter-
hin verlässliche Partner der Politik in der Energiewende sein und die 
getroffenen Entscheidungen bestmöglich vor Ort umsetzen. Dazu ge-
hören auch die im Dezember 2022 beschlossenen Strom- und Gas-
preisbremsen, deren Umsetzungen mit erheblichen Investitionen in 
IT-Prozesse und -Strukturen sowie bürokratischen Mehraufwänden 
einhergeht. Dabei gilt es, Sorgen um die Liquidität der Stadtwerke und 
kommunalen Energieversorger ernst zu nehmen und letztlich im Inter-
esse der Kund:innen die bestehende Infrastruktur-Substanz zu erhalten. 

Die Rückkehr zu einer wettbewerblichen Ausgestaltung auf dem 
Strommarkt und dem etablierten Marktdesign in Deutschland mit ei-
nem Energy-Only-Market (EOM) als zentrale Säule ist notwendig und 
sinnvoll. Um den Ausbau der Erneuerbaren Energien im Allgemeinen, 
und des Strommarkts im Speziellen, auch in Zukunft erfolgreich voran-
treiben zu können, brauchen wir ein effizientes und flexibles Design. 
Dabei ist die Frage der Versorgungssicherheit und Resilienz des Ener-
giesystems im Kontext des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
für die breite Öffentlichkeit sichtbar geworden. Das Marktdesign sollte 
künftig um ausgewählte und zielgerichtete Kapazitätsmechanismen er-
weitert werden, um notwendige Kraftwerkskapazitäten aufzubauen. 

Energiepolitik und Sozialpolitik sind zwei Aufgaben der Politik, die ge-
meinsam gedacht werden, aber in den Verantwortlichkeiten getrennt 
behandelt werden müssen. Es gilt zu vermeiden, dass der aktuelle 
politische Reflex, sozialpolitische Probleme über den Energie-
markt und dessen Wirkungsmechanismen lösen zu wollen, zum 
neuen Modus Operandi wird. Existierende sozialpolitische Fragen 
muss der Staat über seine bestehenden sozial- und wohlfahrtsstaat-
lichen Instrumente bzw. über die Einrichtung eines Kanals für sozial 
differenzierte Direktzahlungen lösen. Denn regelmäßige Eingriffe in den 
empfindlichen Energiemarkt gefährden die Erreichung der energie- und 
klimapolitischen Ziele bis 2030 und darüber hinaus.  

Das vergangene Jahr hat auch offenbart, wo die Defizite auf dem Weg 
dieser Zielerreichung innerhalb der deutschen Energiepolitik liegen. 
Gas ist nicht schnell und einfach substituierbar. Es bleibt, als fossiler 
Energieträger zumindest mittelfristig, und in Form von klimaneutralem 
Wasserstoff und Biomethan auch langfristig ein großer und wichtiger 
Energieträger für Deutschland, seine Bürger:innen und Unternehmen 
– vom Mittelstand bis zur Großindustrie. Die Stadtwerke stellen mit 
ihren Gasnetzen eine werthaltige und zukunftsfähige Infrastruktur für 
dessen Transport auch zu Bürgerinnen und Bürgern und dem Mittel-
stand zur Verfügung. Diese kann ohne größeren finanziellen Aufwand 
auch für Wasserstoff genutzt werden und sollte daher nicht leichtfertig 
aufs Spiel gesetzt werden.

 Das Thema des Jahres und  
der Zukunft: Wärme.
Kaum ein Thema hat die deutsche Politik, Industrie und Gesellschaft 
im Jahr 2022 so beschäftigt wie die Energieversorgungssicherheit im 
Bereich Wärme. Besonders emotional wurde die Debatte um die Wär-
meversorgung der Bürgerinnen und Bürger geführt. Auch wenn eine 
Gasmangellage, und damit eine mögliche Wärmeunterversorgung, bis-
lang vermieden werden konnte, bleibt das Thema Wärme relevanter 
denn je. Bis 2045 muss der Wärmesektor klimaneutral sein. Dabei gilt 
es, sichere und kosteneffiziente Lösungen zu finden, die auch die Be-
zahlbarkeit und damit die Umsetzbarkeit für die Endverbraucher:innen 
gewährleisten. Dies kann nur gelingen, wenn innerhalb der Kommuna-
len Wärmeplanung die unterschiedlichen lokalen und regionalen Ge-
gebenheiten berücksichtigt werden – ein „One-Size-Fits-All“-Ansatz 
funktioniert auf dem Wärmemarkt nicht. Daher muss der Entwick-
lungspfad hin zur klimaneutralen Wärmeversorgung technologieoffen 
gestaltet werden, damit alle Lösungsoptionen in Betracht gezogen wer-
den können. Dazu zählen neben Photovoltaik, Windkraft, Solar- und 
Geothermie sowie Biomasse auch Wasserstoff und Fernwärme. Be-
sonders im Fernwärmebereich sind die notwendigen Investitionen und 
die damit verbundenen Förderbedarfe offensichtlich.  Weiterführende 
Informationen finden Sie hier im Thüga Positionspapier:  Wärmewende 
beschleunigen – Potential der kommunalen Fernwärme nutzen. 

Die Umsetzung der Vorgabe, in jeder neuen Heizung schnell 65 
Prozent Erneuerbare Energien einzusetzen, gilt als ein in beson-
derem Maße offener Ansatz. Kommunen müssen aus allen vor Ort 
verfügbaren Dekarbonisierungsoptionen wählen können. Die Anzahl 
der tatsächlich umsetzbaren Möglichkeiten reduziert sich allerdings ab-
hängig vom Standort und der verfügbaren Infrastruktur, dem Willen 
und der Möglichkeit der Eigentümer zu investieren und der Verfügbar-
keit von Heizungsanlagen und Handwerkern. Weitere staatliche Be-
grenzungen oder Benachteiligungen z.B. beim Einsatz von Wasserstoff 
und Biomethan würden dazu führen, dass die Kosten für Eigentümer 
steigen, die Akzeptanz für die staatliche Vorgabe sinkt und Investitionen 
später oder gar nicht getätigt werden. Einen ausführlicheren Einblick, 
wie die 65 Prozent Erneuerbaren Energien im Wärmebereich bezahl-
bar, umsetzbar und wirkungsvoll ausgestaltet werden können, finden  
Sie hier.

Pragmatische H2-Regulierung  
als Schlüssel zum Erfolg
Gase werden auch in Zukunft ein enorm wichtiger Energieträger im 
deutschen Energiemix bleiben. Dementsprechend muss der Hochlauf 
von Wasserstoff technologie- und anwendungsoffen gedacht werden, 
um eine gemeinsame Nutzung der bestehenden und zukünftigen Infra-
struktur zu ermöglichen. Ein separat reguliertes Wasserstoffnetz wür-
de den Hochlauf massiv bremsen; nur eine gemeinsame Regulierung 
verspricht die notwendige Geschwindigkeit mit Hinblick auf die Dekar-
bonisierungsziele. Sie bietet die Möglichkeit einer flexiblen und schritt-
weisen Umstellung von Erdgas auf Wasserstoff und verursacht für die 
Volkswirtschaft die geringsten Transformationskosten. Hierfür bedarf 
es angemessen ausgestalteter Übergangsregelungen zur Ertüchtigung 

https://thuega-cdn-copy.s3.eu-central-1.amazonaws.com/Thuega/documents/2022_09_Thuega_Positionspapier_Erneuerbare-Energien-Waerme.pdf
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der bestehenden Gasnetzinfrastruktur, ebenso wie eine einheitliche, 
europäische und umsetzbare Definition von „grünem Wasserstoff“. 
Die Anpassungsstrategien für die bestehenden Gasnetze müssen dabei 
eine notwendige Flexibilität gewährleisten und auch in enger Abstim-
mung mit den tatsächlich umgesetzten Maßnahmen zur Ertüchtigung 
der Strom– und Wärmenetze geplant werden. Die Kommunale Wär-
meplanung bietet dafür einen guten Ansatzpunkt. Neue staatliche Netz-
gesellschaften zum Betrieb einer flächendeckenden H2-Infrastruktur, 
wie sie jüngst das Bundeswirtschaftsministerium ins Gespräch brach-
te, sind dagegen wenig zielführend. Der Staat sollte nicht die Aufgabe 
von Unternehmen leisten. Zudem würde der Aufbau einer staatlichen 
Netzgesellschaft viel Zeit in Anspruch nehmen. Vielmehr braucht es 
Anreize für privatwirtschaftliche Investitionen in den Aus- und 
Umbau bestehender Verteilnetze sowie deren Verankerung in 
einer gemeinsamen Regulierung.

Wasserstoff ist eines der wichtigsten Instrumente bei der Erreichung 
der internationalen und nationalen Klimaschutzziele. Im notwendigen 
Transformationsprozess, hin zu einer möglichst CO2-neutralen Wirt-
schaft, spielt Wasserstoff eine zentrale Rolle. Entlang dieses Transfor-
mationsprozesses gibt es große ökonomische Potenziale, die es durch 
angemessene politische Rahmenbedingungen und Programme zu heben 
gilt – vor allem in Verbindung mit Power-to-X-Technologien. Die Um-
wandlung von Strom in andere Energieformen, die so eine Speicherung 
oder Kopplung an andere Sektoren ermöglicht, ist dabei unausweich-
lich. Hier sollte ein 1 GW Starterprogramm für Power-to-X-Techno-
logien den notwendigen Anreiz für Investitionsentscheidungen noch in 
dieser Legislaturperiode entwickeln. Wie dieses Starterprogramm für 
die deutsche H2-Wertschöpfungskette ausgestaltet sein muss, hat die 
Thüga im Verbund der Gaskoalition kürzlich dargelegt.  Auf das voll-
ständige Papier erhalten Sie hier Zugriff. 

Zukünftigen Transformationen  
entschlossen begegnen 
Die aktuelle Relevanz von Gas für den Wärmesektor ist mittlerweile 
allgemein bekannt. Die Beurteilung der zukünftigen Relevanz von Was-
serstoff und Strom im Energiemix fällt dahingehend schon schwieriger. 
Zu viele Unklarheiten erschweren es, präzise Entwicklungspfade zu 
antizipieren. Wird der Zubau Erneuerbarer Energien aus dem Oster-
paket tatsächlich wie geplant umgesetzt? Welchen Zubau von Strom-
Wärmepumpen sehen wir in der Realität? Welche lokale Nachfrage 
nach Wasserstoff entsteht durch Hausbesitzer, Gewerbe und Indust-
rie? Stadtwerke, kommunale Energieversorger und die Netzbetreiber 

sehen sich dahingehend mit großen Herausforderungen konfrontiert. 
Dies betrifft die notwendigen Investitionen in die Transformation auf 
der einen, und wachsende Komplexitäten bei der Versorgung und der 
Verantwortung gegenüber den Kundinnen und Kunden auf der anderen 
Seite. Während Kapital- und Betriebskosten für die Netzbetreiber stei-
gen, erodiert das Fundament ihrer Wirtschaftlichkeit. Das aktuelle Re-
gulierungsmodell ist nicht in der Lage, disruptive Entwicklungen, wie die 
Transformation, die stark steigenden Baupreise und die rasante Zins-
wende, effektiv abzufedern. Eine energiewendetaugliche Regulierung 
erfordert aus unserer Sicht eine angemessene Anpassung der Eigenka-
pitalverzinsung. Gleichzeitig muss auch die Regelung für die Fremdkapi-
talverzinsung angepasst werden, denn die gestiegenen Zinsen – letztes 
Jahr um vier Prozentpunkte – bremsen die Energiewende empfindlich 
aus, die momentane Situation bedeutet ein Verlustgeschäft für Inves-
toren. Wir benötigen bei der Regulierung insgesamt einen in die Zu-
kunft gerichteten Blick, der die Transformation ermöglicht und nicht 
ausbremst. Der Erfolg der Energiewende kann nur eintreten, wenn 
der Netzausbau Schritt halten kann mit dem Zubau der Erneuerbaren, 
aber auch den Innovationen auf der Lastseite (insbesondere Wärme-
pumpen, Elektromobilität). Daher muss es das vordringlichste Ziel sein, 
die Netzbetreiber durch angemessene Investitionsbedingungen in die 
Lage zu versetzen, ausreichend Kapital für die Milliardeninvestitionen 
für den notwendigen Netzausbau finden zu können.

Fachkräfte und KMUs
Es sind nicht nur die Gesetze und Regularien der Energiepolitik, die 
im kommenden Jahr und bis 2030 über Erfolg und Misserfolg bei der 
Klima- und Energiewende entscheiden. Zur Realität der Umsetzung ge-
hört auch, dass in Deutschland an vielen Stellen qualifizierte Fachkräf-
te fehlen, ohne die die Transformation nicht gelingen kann. Die Thüga 
begrüßt das Bestreben der Bundesregierung, dieses Problem mit der 
Fachkräftestrategie zu adressieren. Insgesamt fehlen nach aktuellen, 
wissenschaftlichen Schätzungen etwa 200.000 Fachkräfte, ohne die die 
ambitionierten Ziele des Erneuerbaren-Energie-Gesetzes (EEG) und 
dessen Umsetzung bis 2030 kaum erreicht werden können. Neben der 
Fachkräftestrategie bedarf es dringend eines effizienten Umgangs mit 
den vorhandenen Ressourcen, der Digitalisierung von Prozessen und 
eines deutlichen Zuwachses an Nachwuchskräften. Kleine- und Mittel-
ständische Unternehmen gilt es in diesem Zusammenhang zu stärken. 
Initiativen zur Stärkung des Mittelstands sind auch Initiativen zur 
Beschleunigung der Energiewende.

https://thuega-cdn-copy.s3.eu-central-1.amazonaws.com/Thuega/documents/20230113_Gaskoalition_1GW-Starterprogramm.pdf

